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Detlef Gaus

Jeder nach seinen Möglichkeiten,  
jedem nach seinen Bedürfnissen

Gerechtigkeitskonzepte und schulische Inklusion

vorsichtiges Teilhabeverständnis im Sinne 
einer Teilhabe ‚an‘ Schule.

1.  Gerechtigkeitskonzepte in  
ihrem Bezug auf Funktionen  
des Schulsystems

Das Funktionssystem Schule erbringt sei-
ne Leistungen, gerechtigkeitstheoretisch 
betrachtet, im Spannungsfeld zwischen 
Konzeptionen der Leistungsgerechtigkeit 
und solchen der Chancengerechtigkeit. 
Mit dem Aufkommen der Inklusionsforde-
rung werden diese Aspekte durch Kon-
zepte der Teilhabegerechtigkeit irritiert.
Empirisch beobachtbar, erfüllen Schul-

systeme nach Helmut Fend in modernen 
funktional differenzierten Gesellschaften 
Funktionen der Qualifikation, der Allokati-
on, der Legitimation und der Integration1. 
Diese Funktionen stehen zueinander in 
einem durchaus spannungsvollen Wech-
selverhältnis, welches das Schulsystem 
in struktureller Kopplung mit dem System 
der Bildungspolitik in ‚relativer Autonomie‘ 
jeweils neu auszutarieren sucht.
Im einfachsten Falle erfüllt Schule ins-

besondere ihre Funktionen der Qualifika-
tion und Allokation unter dem Aspekt der 

Im Frühsommer des Jahres 2014 ging 
der Fall des 11-jährigen Henri durch die 
Schlagzeilen. Henri ist mit dem Down- 
Syndrom geboren und durch geistige Be-
hinderung beeinträchtigt. Seine Eltern woll-
ten für ihn den Besuch des Gymnasiums 
im baden-württembergischen Walldorf 
durchsetzen. Ihre Begründung: ihr Sohn 
möchte seine Freunde, welche er aus frü-
heren Lebensjahren kennt, nicht verlieren 
und weiterhin gemeinsam mit ihnen seine 
Zeit verbringen. Dieser Wunsch wurde ih-
nen verwehrt. Die Öffentlichkeit in Baden-
Württemberg war in Aufruhr, hatte doch die 
grün-rote Landesregierung versprochen, 
das freie Elternwahlrecht ebenso durch- 
wie inklusive Beschulung umzusetzen. 
Im folgenden Text sollen die grundle-

genden gerechtigkeitstheoretischen Vor-
stellungen gegliedert werden, welche hin-
ter solchen Auseinandersetzungen stehen. 
Hinweise auf die Verzweigungen der Inklu-
sionsdebatte werden nur eingeführt, wo sie 
dem Verständnis der Grundfrage aufhelfen. 
Auf der Basis der gerechtigkeitstheoreti-
schen Einordnung soll erläutert werden, 
vor welchen grundlegenden Paradoxien 
und Dilemmata das Schulsystem in Bezug 
auf das Problem einer inkludierenden Teil-
habeorientierung steht. Plädiert wird für ein 
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Leistungsgerechtigkeit. Gute Leistungen 
werden mit guten Zensuren und Zeug-
nissen belohnt, die gesamtgesellschaft-
liche Allokation erfolgt auf dieser Basis. 
Leistungsstarke und leistungsschwache 
Schüler werden demgemäß traditionell 
in gegliederten Schulstrukturen aufgeteilt 
oder, im Falle von gesamtschulischen Lö-
sungen, Niveaukursen zugeordnet. 
Dieser einfachste Fall einer Differenzie-

rung nach Leistung ist freilich theoretisch 
so zu schlicht gedacht und empirisch so 
kaum je aufweisbar. Insbesondere besteht 
ein nicht abweisbarer Zusammenhang 
zwischen Bildungsungleichheit und sozia-
ler Ungleichheit. Ebenso ist zu beachten, 
dass individuelle Potenziale nicht unbedingt 
mit den Organisationsformen von Schule 
übereinstimmen. So kann etwa ein prinzi-
piell musisch begabter Schüler aufgrund 
der Schichtzugehörigkeit des schulischen 
Komplementärsystems Familie von Hause 
aus keine musikalische Frühförderung er-
fahren haben, so kann etwa eine rollstuhl-
fahrende Schülerin trotz aller Potenziale 
im wahrsten Sine des Wortes an den Hür-
den eines altehrwürdigen Schulgebäudes 
scheitern. In solchen Fällen sind schulische 
Minderleistung oder umgekehrt auch Phä-
nomene schulkonformer Leistungserfüllung 
nicht unmittelbar an die individuelle Leis-
tungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft 
gekoppelt. Hinzu kommt, dass auch Inte-
grations- und Legitimationsfunktion unab-
weisbare Funktionen moderner Schulsyste-
me sind. Diese betreffen insbesondere die 
Leistung des Schulsystems in Bezug auf 
je historisch gesellschaftlich und kulturell 
spezifische Konstellationen. Insofern kön-
nen diese Funktionen generell nicht ohne 
Berücksichtigung der Umgebungsfaktoren 
von den einzelnen Organisationsystemen 
wie vom Funktionssystem als ganzem er-
bracht werden können. 
Dementsprechend ist es spätestens 

seit den späten 1960er Jahren zumin-
dest in Europa und den USA Standard, 

bildungspolitisch in Bezug auf das Schul-
system wie schulpädagogisch im Schul-
system nach einem Ausgleich zwischen 
Aspekten der Leistungs- und der Chan-
cengerechtigkeit zu suchen. Zum Konzept 
der Chancengerechtigkeit im Schulsys-
tem gibt es seither viele verzweigte Debat-
ten und Fragen, die Johannes Giesinger 
systematisiert: Ist nur von einer formalen 
Chancengerechtigkeit oder auch von einer 
fairen Chancenausgangsgleichheit auszu-
gehen? Ist von einer gleichen Angebots-
qualität, einer gleichen Angebotsstruktur 
aufseiten der Organisationssysteme oder 
einer gleichen Ergebnisqualität aufseiten 
der Schüler auszugehen? Sind überhaupt 
vergleichbare Ergebnisse Ausdruck von 
Chancengerechtigkeit oder nicht vielmehr 
gleiche Chancenausgangsgerechtigkeiten  
Strukturmerkmale von Chancengerech-
tigkeit? Wie ist das Verhältnis von Wahr-
scheinlichkeitsgleichheiten und empiri-
schen Gleichheitsverteilungen etwa in 
Hinblick auf Programme von ‚affirmative 
action‘ angemessen zu bestimmen? Wie 
ist das Verhältnis von individuellen Fä-
higkeiten und Dispositionen sowie struk-
turellen Gegebenheiten, Vorteilen und 
Defiziten zu berücksichtigen? Von grund-
sätzlichen Fragen dieser Art könnten in ei-
ner philosophischen Erörterung noch viele 
weitere angeführt werden2. 
Solche grundsätzlichen Fragen werden 

in jenen Momenten sehr konkret, in denen 
erörtert wird, wie und in welchem Umfang 
das Schulsystem z.B. elterliche Bildungs-
armut kompensatorisch berücksichtigen, 
bauliche Mindeststandards weiterentwi-
ckeln oder wohnraumnahe und stadtteilad-
äquate Schulentwicklungsplanung betrei-
ben muss. 
In diesen Diskussionen um die ange-

messene Bestimmung von Chancenge-
rechtigkeit einerseits und den gelingenden  
Ausgleich zwischen Konzepten der Leis-
tungs- und der Chancengerechtigkeit 
andererseits sind im jeweiligen Einzelfall 
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Unzahlen divergierender Antworten mög-
lich. Wie immer diese Antworten inhaltlich 
jeweils im Einzelnen anders ausfallen mö-
gen, hier sei stattdessen deren übergrei-
fende strukturelle Gemeinsamkeit betont. 
Einheitliche Basis dieser Diskussionen wie 
der Funktionen des Schulsystems ist, dass 
dessen Funktionslogiken in Bezug auf 
die Schülerinnen und Schüler einem, wie 
auch immer genau zu tarierenden, Span-
nungsverhältnis zwischen Zielen der Leis-
tungs- und Grundlagen der Chancenge-
rechtigkeit gehorchen. Es geht also in allen 
Diskussionen darum, sowohl allokative als 
auch distributive Gerechtigkeitsaspekte in 
ihrer jeweiligen Vielfältigkeit auszutarieren. 
Der Geist dieser Diskussionen durch-

zieht übrigens auch die UN-Behinderten-
rechtskonvention an den Stellen, an denen 
diese sich mit Fragen der Beschulung 
auseinandersetzt. Dem Diskussionsstand 
entsprechend, ist hier nicht zufällig die Ent-
wicklung von integrativen Angeboten zur 
Entfaltung von Leistungspotenzialen „auf 
der Grundlage der Chancengleichheit“ 
Thema3.
Von solchen Diskussionen wird ein 

Fall wie der von Henri zunächst einmal gar 
nicht berührt. Aus leistungsgerechter Per-
spektive ist klar, dass ein Junge mit schwer-
wiegender geistiger Behinderung niemals 
dem Anspruch eines Gymnasialkursus 
wird folgen können. Aus chancengerechter 
Perspektive ist klar, dass ein solcher Junge 
jeden ausgleichenden Anspruch auf opti-
male Förderung hat. Diese Förderung wird 
er eher nicht an einem Gymnasium erfah-
ren, dessen Konzept für eine ganz andere 
Schülerpopulation optimiert ist. 
Tatsächlich aber zielen die Eltern im 

konkreten Falle ebenso wie Befürworter 
eines weiten Inklusionsbegriffs in grund-
sätzlicher Hinsicht auf einen ganz anderen 
Aspekt. Warum, so fragen sie etwa, hat 
ein Junge mit geistiger Behinderung nicht 
auch einen Anspruch, mit den Freunden 
aus Sandkastentagen beieinander zu blei-

ben? Wenn diese mehrheitlich das Gym-
nasium besuchen und so ihre Freund-
schaften weiter pflegen können, so soll 
auch er weiterhin die Gelegenheit haben 
unter ihnen zu sein. Warum, so fragen sie 
weiter, soll nicht die anregungsreiche Um-
welt eines Gymnasiums mit seinen Fach-
räumen, seinen erweiternden und vertie-
fenden Lehrplänen, seinen Studienfahrten, 
seinen musischen Angeboten, seinen 
Theater- und Konzertbesuchen usw. auch 
einem Jungen zu Verfügung stehen, wel-
cher die dahinter liegende Bildungsidee 
niemals für sich wird verwirklichen kön-
nen? Muss sich das Konzept schulischer 
Bildung wirklich, so fragen solche Kritiker 
des bestehenden Schulsystems noch 
weiter, auf ein normativ an Bildungsinhal-
ten und Bildungsgehalten ausgerichtetes 
Bildungsziel beziehen, oder kann Schule 
nicht auch einfach ein Anregungspotenzial 
für individuelle ‚Vielfalt‘ bereitstellen. 
Werden solche Fragen gestellt, sind 

Konzepte der Teilhabegerechtigkeit be-
rührt. Teilhabe bedeutet im Sinne von 
Amartya Sen die alltagspraktische Freiheit 
eines Menschen, jenes Leben führen zu 
können, das von ihm selber als sinnvoll 
entworfen wird, die alltagsbedeutsame 
Freiheit, seine selbst gewählte Lebens-
weise ohne Widerstände und Einschrän-
kungen verwirklichen zu können. Der Weg 
zur Teilhabegerechtigkeit wird dadurch 
operationalisiert, 

„dass Personen … materielle Ressour-
cen … in persönliche Lebensführung 
umsetzen. Gleichheitsansprüche rich-
ten sich nicht allein auf Einkommen und 
materiellen Lebensstandard, sondern 
auch auf Zugang zu gesellschaftlich an-
erkannten ‚Funktionen‘ der Lebensfüh-
rung. Leistungen sozialer Sicherung, 
öffentliche Güter, Infrastrukturen und 
institutionelle Bedingungen sind so zu 
gestalten, dass individuelle Verschie-
denheit nicht zum Ausschluss von Teil-
habeoptionen führt.“4
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Werden Teilhabekonzepte auf der einen 
Seite systematisch neben Konzepte von 
Leistungs- und Chancengerechtigkeit auf 
der anderen Seite gestellt, so werden völ-
lig unterschiedliche Bilder vom Menschen 
und seiner Gesellschaftlichkeit deutlich. 
Konzepte von Leistungs- und Chancen-
gleichheit, welche dem Schulsystem 
zugrunde liegen, sind, bei allen Unter-
schieden im Einzelnen, mit Rainer Frost 
der logischen Klasse relationaler Ge-
rechtigkeitskonzepte zuzuordnen. Dem-
gegenüber gehören Konzepte der Teil-
habegerechtigkeit auf der anderen Seite, 
die dem Sozialsystem zugrunde liegen, in 
die logische Klasse absoluter, gewisser-
maßen essentialistischer Gerechtigkeits-
konzepte. Die einen beruhen auf einem 
Zentralprinzip, die anderen auf einem 
Zentralwert. Zentralprinzip von Leistungs- 
und Chancengerechtigkeit ist dasjenige 
der persönlichen Freiheit. Zentralwert von 
Teilhabegerechtigkeit ist hingegen der 
Zentralwert der menschlichen Würde. Die 
einen zielen auf Möglichkeiten einer objek-
tiv gesetzten Entfaltung von Persönlich-
keit, Individualität und Subjekthaftigkeit. 
Das andere zielt auf Möglichkeiten eines 
genügenden Habens bzw. Bekommens 
von Menschen in ihrem subjektiv erlebten 
Da- und So-Sein5. Im Kern gehen Konzep-
te der Teilhabegerechtigkeit von einer Art 
wesenhafter Gerechtigkeit aus, welche 
sich in der Zuteilung von Grundbedarfen 
entäußert. 
In Bezug auf Fälle wie den des kleinen 

Henri wird argumentiert, es sei gerecht, 
wenn Kinder wie er ebenso wie alle ande-
ren Kinder teilhaben an Freundeskreisen, 
teilhaben an Schulkulturen, teilhaben an 
vielfältigen Angeboten usw. Hierbei, so 
die Anhänger von Konzepten der Teilhabe-
gerechtigkeit, handelt es sich um grund-
legende Bedürfnisse von Menschen, die 
erfüllt zu bekommen jeder Mensch einen 
qua Leben gegebenen Grundanspruch 
habe. 

2.  Gerechtigkeitskonzepte  
und Systemlogiken des  
Schulsystems

Die jeweilige relative Vorrangstellung von 
Gerechtigkeitskonzepten ist in ausdiffe-
renzierten Gesellschaften typischerweise 
strukturell an die Geltungsbereiche von 
Funktionssystemen gekoppelt. Während 
die Denkmuster von Leistungs- und Chan-
cengerechtigkeit der Funktionsweise des 
Schulsystems entgegenkommen, ent-
spricht das Denkmuster der Teilhabege-
rechtigkeit den Funktionsweisen (post-)
wohlfahrtsstaatlicher Sozialsysteme. 
Die Berücksichtigung von Konzepten 

der Teilhabegerechtigkeit hat dement-
sprechend im pädagogischen Feld ihren 
ursprünglichen Ort nicht im Schulsystem. 
Vielmehr ist sie in den Diskursen über die 
Jugendhilfe aufzufinden. Dieser geht es, 
qua Tradition wie qua Amt, gerade nicht 
um Integration und Chancengleichheit im 
Horizont von Leistung, sondern demge-
genüber um ein solches distributives Ge-
rechtigkeitsverständnis. Insbesondere der 
13. Kinder- und Jugendbericht von 2009 
hat deutlich für ein klar am Capability Ap-
proach nach Martha Nussbaum und Sen 
ausgerichtetes Konzept von Teilhabege-
rechtigkeit als Grundlage sozialpädagogi-
scher Arbeit in der Jugendhilfe votiert6. 
Teilhabegerechtigkeit aber meint nicht 

nur systematisch etwas völlig anderes als 
das Spannungsfeld zwischen Leistungs- 
und Chancengerechtigkeit. Konzepte von 
Teilhabegerechtigkeit erweisen sich, be-
trachtet man strukturgenetisch bzw. histo-
risch die Ausdifferenzierung von Systemen, 
Konzepten der Leistungs- und Chancenge-
rechtigkeit vorgeordnet. 
So fordert etwa die Salamanca-Er-

klärung in folgerechter Konkretisierung 
der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte die grundlegende Teilhabe-
möglichkeit für alle Menschen ein, ganz 
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grundsätzlich und basal Angebote von 
schulischer Organisation und unterricht-
licher Interaktion überhaupt nutzen zu 
können7. Diese Teilhabekonzepte fordern 
dazu auf, dass überall dort, wo lernwillige 
Menschen von Unterrichtsmöglichkeiten 
ausgeschlossen sind, in ganzen Teilen 
der Welt etwa immer noch Mädchen oder 
Kriegswaisen und -invaliden, überhaupt 
erst einmal solche Möglichkeiten eröffnet 
werden. Erst, wo Teilhabe am System 
durch basale Integrationsleistung des 
Systems gegeben ist, können Fragen 
von Leistungs- und Chancengerechtigkeit 
überhaupt relevant werden. 
Dieser strukturgenetische Gedanke 

kann auch historisch erläutert werden. 
Werden etwa Langfristprozesse der Bil-
dungssystementwicklung betrachtet, so ist 
z.B. für das deutsche Schulsystem daran 
zu erinnern, dass eine zumindest rudimen-
täre Vollbeschulung als grundsätzliche 
Angebotsstruktur nach Jahrhunderten der 
Entwicklung gerade einmal seit etwa 130 
Jahren als gegeben zu unterstellen ist. Im 
Zuge dieser Ausdifferenzierung des Schul-
systems differenzierten sich die Funktio-
nen von Schule. Im Prozess ‚vom Schu-
lehalten zum Unterricht‘ kristallisierte sich 
als Kernaufgabe von Schule heraus, Unter-
richt anzubieten8. Historisch ging es lange 
Jahrhunderte darum, jungen Menschen 
zunächst einmal überhaupt die Möglich-
keit elementarer Teilhabe an irgendeiner 
Art von ‚Schulehalten‘ zu ermöglichen. 
Hier ging es um eine ganz grundsätzliche 
biophysische Dimension von Inklusion zu-
nächst des Kinderkörpers, erst sehr viel 
später auch der Kinderpsyche in das Sys-
tem. Die schlichte Zugänglichkeit, später 
die Trockenheit und Beheizbarkeit, noch 
später auch die Sauberkeit und räumliche 
Angemessenheit des Schulhauses, noch 
viel später die angemessene Möblierung 
für Kinderkörper und Ausstattung mit Hilfs-
mitteln und Materialien für gelingenden 
Unterricht waren über lange Phasen der 

Entwicklung vom Schulwesen zum Schul-
system menschheitliche Aufgaben. Erst 
auf der Basis erreichter Teilhabe für alle 
konnte ein funktionslogischer Prozess der 
internen Differenzierung vom ‚Schulehal-
ten‘ zum didaktisch-methodisch angeleite-
ten ‚Unterrichten‘ beginnen9. 
Am einfachsten ist die Systemleistung 

dieses funktional ausdifferenzierten und 
intern differenzierten Systems von Schu-
le und Unterricht nach dem Konzept der 
Leistungsgerechtigkeit zu bestimmen. Auf 
der Basis ordnungsgemäßer Leistungs-
messung wird ein Leistungsergebnis er-
hoben, auf dessen Basis weiteres Voran-
kommen ermöglicht oder verwehrt sowie 
gesamtgesellschaftliche Allokation grund-
gelegt wird. Die Durchsetzung des meri-
tokratischen Prinzips als Funktionsprinzip 
des Schulsystems bedeutete ihrerseits 
eine langfristige, bis heute nicht vollstän-
dig umgesetzte Funktionsanpassung des 
Schulsystems an das sich ausdifferenzie-
rende und modernisierende System der 
Systeme.
Diese Funktionsanpassung zu ergän-

zen erwies es sich für das Schulsystem im 
Verlauf seiner Differenzierung mehr und 
mehr als funktional, das Prinzip der Leis-
tungsgerechtigkeit mit Konzeptualisierun-
gen der Chancengerechtigkeit zu ver-
schränken. Damit ist die Systemleistung 
des Schulsystems noch weit komplexer 
zu bestimmen. Ganz grundsätzlich wäre 
hier anzumerken, dass, unter Qualifika-
tions- wie unter Legitimations- wie unter 
Integrationsaspekten, vor der Leistungs-
messung zunächst einmal die Leistungs-
förderung zu stehen hat. Je nach Weite 
des verwendeten Chancenkonzeptes 
kann es dann weitergehend z.B. darum 
gehen, den relativen Lernausgangsstand 
zu berücksichtigen, vor der Leistungs-
messung – ex negativo – intervenieren-
de Variablen auszuschließen oder – ad 
positivum – die Leistungsbeurteilung um 
deren Faktoren gegenüber der reinen 



190 Pädagogische Rundschau 2 / 2015

Leistungsergebnismessung anzureichern 
oder – noch weitergehender – die Prozes-
se über die Förderung von Möglichkeiten 
von Leistungsentfaltung bis zur letztend-
lichen Leistungserbringung Einzelner in 
je individualisierter Weise proaktiv zu un-
terstützen. Was aber auch hier noch, bei 
allen Unterschieden im Einzelnen, bleibt, 
ist die Orientierung an der Leistung. 
Leistung zu beurteilen ist dabei eine 

didaktische Aufgabe der Gestaltung eines 
methodendifferenzierten Interaktionssys-
tems Unterrichts, insofern der Bildungsin-
halt und der Bildungsgehalt eines Stoffes 
in eine systematisch strukturierte und the-
oretisch wie ethisch reflektierte Beziehung 
zum Bildungsfortschritt eines Menschen 
gesetzt werden. Solche Diskussionen bil-
den z.B. noch den Rahmen der ratifizierten 
UN-Behindertenrechtskonvention, in der 
es eben um Leistungsmöglichkeit auf der 
Basis von Chancengleichheit geht.

3.  Schulsystem und  
Teilhabegerechtigkeit

Völlig anders aber stellen sich die Dinge 
dar, wenn in dieser idealtypisierten histo-
rischen Abfolge gegenwärtig das Konzept 
der Teilhabegerechtigkeit neuerlich das 
Schulsystem auf seinem immer höher ge-
wordenen Ausdifferenzierungs- und Diffe-
renzierungsgrad irritiert. Nach dem Para-
digma teilhabegerechter Inklusion geht es 
nämlich nicht mehr in erster Linie um die 
Weiterentwicklung eines methodendiffe-
renzierten Interaktionssystems Unterricht. 
Vielmehr rückt die Entfaltung eines ziel-
differenten Organisationssystems Schule 
in den Focus. Es geht darum, dass allen 
Schülern die Möglichkeit erteilt werde, an 
einem Bildungsgut zu partizipieren, ohne, 
dass sie selber dem Bildungsgut gerecht 
werden müssen, ohne, dass das Bildungs-
gut ihnen angemessen sein muss. Die dem 
Schulsystem funktionslogisch innewoh-

nende Zielindifferenz, einem Unterrichts-
stoff zu genügen, ihm ‚gerecht‘ (sic!) zu 
werden, wird aufgegeben. Dieses ist auch 
logisch, geht es doch in den Diskussionen 
im Gefolge des Capability Approach dar-
um, autopoietisch Vorstellungen eines ge-
lingenden Lebens zu entwerfen, welche in 
den subjektiven Entwürfen des Einzelnen 
selber liegen. Die objektiven Inhalte und 
Gehalte von Bildungsgütern, welche den 
Verankerung sichernden Bezugspunkt ei-
nes didaktisch-methodisch gegliederten 
und gestuften Unterrichtsgeschehens bil-
den, werden in diesem Gedanken systema-
tisch ausgeblendet. Die didaktisch relevan-
ten Dimensionen von Bildungsinhalt und 
Bildungsgehalt eines Stoffes sind nicht nur 
nicht mehr der Diskussion enthoben, son-
dern im Extrem sogar irrelevant. Kultur hat 
aus dieser Perspektive keinen Eigenwert, 
sondern ist nur mehr Anregungspotenzial. 
Zurückbezogen auf den Fall Henri: 

Wichtig ist nach dieser Sicht die Möglich-
keit der Teilhabe an Akten des Schreibens, 
nicht aber die schriftliche Ausdrucksfä-
higkeit, wichtig ist die Möglichkeit der 
Teilhabe an musischen Angeboten, nicht 
aber die Fähigkeit zum Gesang und In-
strumentalspiel, wichtig ist die Möglichkeit 
der Teilhabe an den Erlebniswelten der 
Physik, nicht aber die Kenntnis des Ohm-
schen Gesetzes. 
Dieser Gedanke kann auch an anderen 

Teilleistungs- und Entwicklungsstörungen 
beispielhaft verdeutlicht werden. Für An-
hänger eines weiten teilhabeorientierten 
Inklusionsverständnisses sind z.B. Kinder 
und Jugendliche, welche keine soziale 
Norm mitmenschlichen Verhaltens einhal-
ten können, keine Empathie, keine Frus-
trations- und keine Ambiguitätstoleranz, 
ebenso wenig Kenntnisse von Grund-
standards des Benehmens kennen bzw. 
solche erlernen wollen, auch keine sozial-
emotional entwicklungsgestörten Kinder 
und Jugendlichen mehr. Ein solcher Be-
griff der ‚Störung‘ nämlich bezöge sich auf 
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die als Mangel zu wertende grundlegende 
Differenz zu absolut gesetzten basalen 
zivilisatorischen Standards mit- und zwi-
schenmenschlichen Umgangs als Errun-
genschaften eines kulturellen Horizontes. 
Solche Schülerinnen und Schüler werden 
hingegen, so der Jargon der radikalen 
Vertreter des Inklusionsparadigmas, als 
Kinder ‚mit originellen Verhaltensweisen‘ 
quasi zu Reinkarnationen des reformpä-
dagogischen Genie-Kindes hypostasiert. 
Solche Uminterpretationen mögen u.U. für 
Therapiekonzepte psychiatrischer und me-
dizinischer Institutionen und Professionen 
hilfreich sein, für das Schulsystem hinge-
gen erweisen sie sich als Gefahr.
Wenn nach dieser Logik also ein Schü-

ler mit diagnostizierter geistiger Behinde-
rung für sich die Welt des Gymnasiums 
erleben möchte, so ist ihm, grundgelegt in 
seinem Wollen, in seinem subjektiven Le-
bensentwurf, die Teilhabe an dieser Welt 
zu ermöglichen. Dieses ist der Argumenta-
tionshintergrund jener Forderungen, Schü-
lerinnen und Schüler mit Lernstörungen 
und geistigen Behinderungen, welche eine 
weiterführende Schule besuchen möch-
ten, nicht abzuschulen und zurückzustufen, 
sondern ihnen vielmehr einen ihnen ange-
messenen individualisierten Sonderlehr-
gang zur Verfügung zu stellen. 

4.  Grenzen der Teilhabegerechtig-
keit im Schulsystem

Inwieweit solche Denkweisen überhaupt 
noch im Sinne des Rechtssystems dem 
in allen Schulgesetzen aller Bundesländer 
niedergelegten Rechtsanspruch auf Bil-
dung im Sinne von Vorbereitung, Durch-
führung und Unterstützung eines curricular 
gelenkten Weges hin zu kulturell relevanten 
Kenntnissen, Fähigkeiten, Fertigkeiten und 
Kompetenzen entsprechen, erscheint als 
zumindest fraglich. Allen Vorstellungen von 
Leistungs- wie von Chancengerechtigkeit 

im Schulsystem ist gemeinsam, dass sie 
auf dem geteilten Boden von Konzepten 
der Lernleistung stehen. Immer fordern sie 
unter Abstraktion individuell-persönlicher 
Betroffenheit, individualitäts- und lebens-
laufabstrakt, im Horizont grundlegender 
Prinzipien einer offenen Gesellschaft vom 
Lerner Wissen, Fähigkeiten und Fertigkei-
ten ein.
Aus systematisch pädagogischer Per-

spektive erscheint bei der Adaption von 
Konzepten der Teilhabegerechtigkeit für 
das Schulsystem auf jeden Fall die Tatsa-
che unterbelichtet, dass es pädagogischem 
Tun eben nicht nur um ‚den Menschen‘ und 
seine ‚Bedürfnisse‘ alleine geht. Vielmehr 
ist Aufgabe aller Pädagogik die Förderung, 
Unterstützung und Begleitung des Lerners 
auf dessen Weg zur Entfaltung von ‚Per-
sönlichkeit‘, ‚Individualität‘ und handlungs-
fähiger ‚Subjekthaftigkeit‘ im Medium eines 
Dritten, des Unterrichtsstoffes nämlich. 
Um die relativen Gelingenswahrscheinlich-
keiten solchen Unterstützens zu erhöhen, 
setzt das System Schule insbesondere auf 
das Mittel didaktisch-methodisch angelei-
teter herausfordernder Auseinanderset-
zung mit als relevant gesetzten kulturellen 
Bildungsgütern. Nach reiflicher fachlicher 
Prüfung aus didaktischer, bildungstheo-
retischer und bildungspolitischer Sicht 
wird jeweils immer wieder aufs Neue eine 
Grundlage geschaffen, welche Menschen 
sich aneignen und über die sie verfügen 
können müssen, um ihren Lebensweg, 
relational zu ihrem Wollen und ihrem Kön-
nen, so weit als möglichst selbstbestimmt 
gehen zu können. Heinz-Elmar Tenorth hat 
für diesen grundlegenden Anspruch der 
Professionen, der Organisationen und ihrer 
Reflexionssysteme den hier zu erinnernden 
Begriff der ‚Grundbildung‘ in der Diskussi-
on positioniert10.
Insofern ist in weiten Ausdehnungen 

des Inklusionsverständnisses zu einer 
rein distributiven Teilhabelogik, welche 
sich über die bereits ausdifferenzierte 
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Leistungs- und Chancenfrage erhebt, 
nicht mehr die didaktische Funktion ange-
sprochen. Diese ist nämlich zudem auch 
immer zugleich individuell leistungs- und 
systemisch kulturorientiert. Vielmehr rückt 
eine sozial fürsorgerische Funktion in den 
Vordergrund, die radikal und alleine am 
Wohlergehen der Einzelnen (nota bene: 
nicht mehr am biographischen Fortschritt 
eines Bildungsprozesses von Lernen-
den!) ausgerichtet ist. 
Unter dem Aspekt der Teilhabegerech-

tigkeit wird demgegenüber ein anderes 
Problem in den Blick genommen. Typi-
scherweise wird von Anhängern eines wei-
ten teilhabeorientierten Inklusionsbegriffes 
ein Verständnis ins Feld geführt, welches 
gerade umgekehrt unter Bezug auf je in-
dividuell-persönliche Betroffenheit von der 
Schule individualitäts- und lebenslaufkon-
krete, für den Horizont je spezifischer Le-
bensentwürfe bedeutsame individualisierte 
und differenzierte Angebote einfordert.
Genau mit diesem Gedanken aber wird 

die Funktionslogik des Schulsystems über-
dehnt. Demnach ginge es im Unterricht 
nicht darum, Inhalte zu lernen, Fähigkeiten 
zu vermitteln, Persönlichkeiten in ihrer In-
dividualität als Ausdruck von Kultur und in 
ihrer Subjektwerdung als handlungsfähi-
ge Gestalter des eigenen wie des gesell-
schaftlichen Lebens zu unterstützen. Viel-
mehr geht es darum, darin der gesamten 
reformpädagogischen Tradition verbun-
den, ‚das Leben leben‘ zu lernen. 
Damit aber wird Schule nicht einmal 

mehr als sozialpädagogische, sondern 
recht eigentlich schon als fürsorgliche Ein-
richtung missdeutet, was ihre systemische 
Leistungsfähigkeit wie ihre strukturgene-
tisch bedingte Herkunftslogik zugleich bei 
weitem übersteigt. So menschlich traurig 
jede schwierige oder auch scheiternde 
Biographieentwicklung von Schülern ist, 
so wenig ist es, rein analytisch, Aufgabe 
und Funktion von Schule, insbesondere 
von Unterricht, diese zu verhindern, ihr 

gar vorzubeugen oder sie aufzuarbeiten. 
In der Arbeitsteilung von Systemen gibt 
es hierfür ausdifferenzierte Systeme etwa 
der Psychotherapie, der Psychiatrie oder 
der Sozialpädagogik; sozialpädagogische 
Hilfesysteme sind zudem darauf ausge-
richtet, hier auch in der Diffusität der Le-
benswelt Stützungsangebote vorzuhalten. 
Das Funktionssystem Schule aber ist, 
nach 200 Jahren zivilisatorischer Entwick-
lung, nicht zufällig, sondern systemlogisch 
indifferent gegenüber dem Privatleben und 
den biographischen Wünschen und Pro-
blemen ihrer Schülerinnen und Schüler 
geworden. Es ist Ausdruck langfristiger 
zivilisatorischer Entwicklungen wie Ergeb-
nis notwendiger entwicklungspsychologi-
scher Bedarfe an die Entwicklung von Per-
sönlichkeit in entwickelten differenzierten 
Gesellschaften, dass die Interaktions- und 
Organisationssysteme von Schule auf eine 
immer striktere Trennung von Person und 
Rolle hinwirken11. 
Wenn Schule, als Funktionssystem 

wie auf der Ebene der jeweiligen Organi-
sations- und Interaktionssysteme, sich auf 
schulische Organisation und unterrichtli-
che Interaktion in deren je situativer Einge-
bundenheit und rollenorientierter Distan-
ziertheit konzentriert, erfüllt sie in ‚relativer 
Autonomie‘ nicht nur ihre historisch ge-
wachsene Funktion. Zudem und insbeson-
dere erfüllt sie erst dann ihre systematisch 
vorauszusetzende Aufgabe, im Ausgleich 
von Leistungs- und Chancengerechtigkeit 
ihren Schülern ‚gerecht zu werden‘, indem 
sie von diesen verlangt, den didaktisch 
aufbereiteten Ansprüchen ausgewählter 
Bildungsinhalte und -gehalte ‚gerecht zu 
werden‘. Wo Schule zur fürsorglichen 
Mischung aus Selbsterfahrungsraum und 
Sanatorium werden soll, fällt sie sowohl 
hinter der historisch gewachsenen Funk-
tionslogik wie gegenüber den Ansprüchen 
von Teilhabekonzepten zurück. Für ent-
sprechende Formen der grundlegenden 
Teilhabe haben sich im gesellschaftlichen 
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Differenzierungsprozess andere Systeme 
ausgeprägt, welche hier weit bessere An-
gebote leisten können. 

5.  Aspekte einer Kritik der  
Teilhabelogik aus systematisch 
pädagogischer Perspektive 

Für das Schulsystem stellt das für das 
System der Jugendhilfe durchaus praktika-
ble Gerechtigkeitskonzept der Teilhabege-
rechtigkeit eine fundamentale Herausfor-
derung dar. Nicht nur ist dieses Konzept 
für das eigene System nicht praktikabel, 
vielmehr stellt es sogar die Funktionswei-
se von Schule insgesamt in Frage. Das 
System der Jugendhilfe, historisch später 
entstanden als das Schulsystem, ist in ei-
ner strukturgenetisch bestimmbaren Ent-
wicklungsphase, in der es ein neues Ge-
rechtigkeitskonzept für sich erst entfalten 
muss12. Das System der Jugendhilfe muss 
dabei, immer noch, auch wieder, Mängel 
an verschiedensten auch grundlegenden 
Ressourcen, welche die Entfaltung eines 
gelingenden Lebenslaufs in entgegenkom-
menden Lebenswelten eigentlich voraus-
setzt, zum Ausgangspunkt nehmen. 
Demgegenüber würde mit der Übernah-

me dieses Konzeptes von Teilhabegerech-
tigkeit auf der weiter vorangeschrittenen 
historischen Stufe der schulischen Syste-
mentwicklung der Herausbildungsprozess 
eines systemspezifischen funktionslogi-
schen Gerechtigkeitskonzeptes tendenziell 
umgekehrt. Die Frage ist also, wo sich eine 
systematische Lösungsmöglichkeit dieses 
Dilemmas anbietet.
Hier sei vorgeschlagen, mit einer Sys-

tematisierung der Begrifflichkeit im Sinne 
einer Teilhabe ‚an‘ Schule und einer Teil-
habe ‚durch‘ Schule zu operieren. Eine 
solche Systematisierung hat den Vorteil, 
dass sie analog zu den Debatten im Sozial-
system aufzufassen ist. Auch dort nämlich 

sind eine enge und eine weite Verwendung 
der Konzepte von Teilhabegerechtigkeit zu 
notieren. 
Für eine weite Adaption von Teilhabe-

gerechtigkeit stehen dort etwa die Rege-
lungen des Behindertenrechtes, die auf 
absolut gleiche Teilhabe aller an allem ab-
zielen. Demgegenüber wird in der Rechts-
auslegung des BVerfG in Bezug auf die 
einzelnen Bücher des SGB, in letzter Zeit 
insbesondere zu den Regulierungen der 
Grundsicherung, ein enges Teilhabever-
ständnis favorisiert. Dieses stellt ein garan-
tiertes Minimum einer Voraussetzungen 
für Leistungschancen schaffenden Teil-
habe in den Mittelpunkt. So definierte das 
BVerfG den Rechtsbegriff der Teilhabe 
als Konzept der Voraussetzung. Teilhabe 
sei demnach zu fassen als Voraussetzung 
grundsätzlicher Zugangsmöglichkeiten zu  
Organisationen und Institutionen, um „… 
am gesellschaftlichen, kulturellen und po-
litischen Leben“ überhaupt teilnehmen 
zu können. Dementsprechend auch hat 
der Gesetzgeber reagiert und 2011 den  
Rechtsanspruch festgeschrieben, „Leis-
tungen zur Bildung und Teilhabe für Kinder 
und Jugendliche in den Systemen sozialer 
Mindestsicherung“ festzuschreiben“13.
Dementsprechend ist von Teilhabe ‚an‘ 

Schule als strukturgenetisch und prozess-
logisch sich entwickelnder Gegebenheit 
wie als gerechtigkeitstheoretisch unab-
dingbarer Voraussetzung auszugehen. 
Nach Talcott Parsons und Niklas Luhmann 
ist teilhabeorientierte Inklusion auf der Ebe-
ne der Strukturentwicklung (Sozialstruktur) 
als empirisches Merkmal von Modernisie-
rung und auf der Ebene der Deutungsmus-
ter (Semantik) als normatives Prinzip der 
Moderne im Sinne der Verknüpfung von 
Gleichheits- und Fortschrittsidee aufzufas-
sen14. Insofern ist Teilhabe – als historisch 
wie systematisch vorgeordnete Grundlage 
von Möglichkeiten und Programmen der 
Leistungs- und Chancengerechtigkeit – 
als unhintergehbar vorauszusetzen. 
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Dem Gedanken eines weiten Konzepts 
von Teilhabe ‚durch‘ Schule sei hier je-
doch widersprochen. Dagegen seien meh-
rere Argumente angeführt. 
Zum ersten, zivilisationshistorisch ar-

gumentiert, ist es eine Errungenschaft des 
Modernisierungs- und Ausdifferenzierungs-
prozesses von Systemen, jeweils nur Teil-
aspekte von biographischen Problemstel-
lungen, niemals aber mehr ganze Personen 
zu inkludieren. Dieses ist ein zivilisatorischer 
Fortschritt in Bezug auf den Einzelnen. In-
sofern sei gemahnt nicht zu vergessen, 
dass die Inklusion ‚durch‘ Institutionen im-
mer auch Aspekte totaler Institutionen nach 
Erving Goffman und des Panoptismus nach 
Michael Foucault enthält15. 
Es steht zum zweiten aber auch, weni-

ger zivilisationshistorisch denn systemthe-
oretisch argumentiert, ein wesentlicher or-
ganisatorischer Fortschritt in Bezug auf die 
Funktionsfähigkeit von Systemen zur Dis-
position. Es steht die Gefahr im Raum, dass 
die spezifische Funktionslogik von Syste-
men ausgehebelt wird. Eine solche Ent-
differenzierung von Systemlogiken würde  
im Effekt weder dem Bildungssystem noch 
dem System Sozialer Hilfen gerecht. Zu-
dem erscheint dieser Gedanke auf der 
Basis empirischer Massendaten über bis-
herige historische Verläufe und Langfrist-
entwicklungen sowieso als akademisches 
Glasperlenspiel; alle historische Entwick-
lung weist empirisch in die genau entge-
gengesetzte Richtung. 
So oder so sei dem Schulsystem ange-

raten, die derzeitige Diskussion zumindest 
als Herausforderung, wenn nicht als Gefahr 
aufzufassen. Es steht die Gefahr im Raum, 
sich seiner errungenen ‚relativen Autono-
mie‘ zu begeben. Ein solcher Fall könnte 
gegeben sein, wenn das Schulsystem be-
ginnen würde, nicht mehr entlang von Co-
dierungen des Lernens oder Nicht-Lernens 
zu operieren, sondern stattdessen dem 
Drängen nachgeben würde, Codierungen 
wie z.B. von Sorge oder Nicht-Sorge aus 

dem System Sozialer Hilfen oder von Ge-
sundheit oder Nicht-Gesundheit aus dem 
Gesundheitssystem o.ä. übernehmen oder 
adaptieren zu sollen. Der permanente Jar-
gon um die ‚inklusive‘, ‚teilhabegerechte‘, 
‚gesunde‘, ‚salutogenetische‘ oder noch 
anders benannte Schule rechtfertigt, hier 
Sorge und Wachsamkeit walten zu lassen.
Schließlich gilt es zum dritten – syste-

matisch pädagogisch argumentiert – im 
Auge zu behalten, dass die errungene Ge-
rechtigkeitslogik des Schulsystems nicht 
nur die Inklusion der Kinderwünsche, son-
dern auch die Inklusion der spezifischen 
Funktionslogiken des Schulsystems im 
Blick zu halten hat. Es gibt hier zwar In-
teressen des Systems der Jugendhilfe, 
reformpädagogische Traditionsbestände, 
postmoderne Reflexionsexperimente und 
salutogenetische Heilserwartungen, wel-
che in andere Richtung weisen16. Diese 
treffen aber ebenso wenig den Kern schu-
lischer Funktionslogik wie denjenigen bil-
dungstheoretischer Systematisierung. 
Der oben schon einmal angesproche-

ne Gedanke einer ‚Grundbildung‘ könnte 
hier weiter tragen als falsch verstandene 
und nur oberflächlich adaptierte reform-
pädagogische, postmoderne und salu-
togenetische Heilserwartungen. Gesetzt 
ist im Gedanken der Grundbildung die 
unbedingte Teilhabe ‚an‘ Schule. Ge-
setzt ist die Zielstellung eines Minimums 
an Partizipation an Wissens- und Kön-
nensbeständen, um einen Lebensweg 
zukünftig relativ selbstbestimmt gehen zu 
können. Beschränkt wird aber der Ge-
danke einer vollständigen Teilhabe ‚durch‘ 
Schule. Festgehalten wird im Konzept 
der Grundbildung am institutionellen Kern 
des Schulsystems, wie er sich historisch 
durchaus zielführend herausgebildet hat. 
Funktion des Schulsystems sei nämlich, 
normativ anders gesetzt als im System der 
Jugendhilfe oder im Gesundheitssystem, 
immer die Relationierung von biographi-
schem Wollen und Streben einerseits mit 
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einem entsprechenden Können anderer-
seits und einem kulturellen Bedeutungs- 
und Verweisungshorizont dritterseits. Die-
ses jeweils relational bestimmte kindliche 
Können wiederum ist nicht pauschal zuzu-
weisen bzw. zu behaupten als einfach nur 
je ‚besondere‘ ‚Andersheit‘. Vielmehr ist 
es nach reiflicher fachlicher Prüfung aus 
didaktischer, bildungstheoretischer und 
bildungspolitischer Sicht jeweils neu in 
Abgleich mit zu bearbeitenden Bildungs-
gütern, mit zu erarbeitenden Bildungsge-
halten von Bildungsinhalten festzustellen. 
Was heißt eine solche Trennung von 

Teilhabe ‚an‘ und ‚durch‘ Schule in Be-
zug auf Kinder wie den kleinen Henri? 
Selbstverständlich steht jedem Kind, also 
auch Henri, gerechtigkeitstheoretisch be-
trachtet, die grundlegende Möglichkeit auf 
Eröffnung von Teilhabe ‚an‘ Schule zu. 
Schulbesuchsmöglichkeiten sind vorzuhal-
ten; ein Gedanke, der übrigens in der Sozi-
al- wie in der Schulgesetzgebung noch gar 
nicht lange verankert ist. Unter Aspekten 
der Chancengerechtigkeit hat ein Kind, 
welches Einschränkungen unterliegt, die 
es nicht selber zu verantworten hat, jede 
nur mögliche Förderung zu erfahren. Re-
alistisch wird eine solche Förderung nicht 
am Gymnasium erfolgen können. 
Dagegen bleibt aber z.B. die Frage 

der anregungsreichen gymnasialen Um-
welt als berechtigte Herausforderung von 
Teilhabekonzepten im Raum stehen. Hier 
stellt sich tatsächlich die Frage, ob die Ide-
en der Teilhabegerechtigkeit das Schul-
system nicht konstruktiv herausfordern. 
Beispielsweise wäre zu klären, ob nicht 
gemeinsame Schulhöfe, gemeinsame Nut-
zung von schulischen Fachräumen wie 
Musik-, Kunst- und Naturwissenschafts-
räumen und -sammlungen, gemeinsame 
Angebote von Schulkinos, gemeinsame 
Vereinbarungen für Kulturangebote usw. 
Möglichkeiten sein könnten, um Teilha-
beoptionen zu erhöhen und so der For-
derung nach verstärkter Teilhabegerech-

tigkeit Rechnung tragen zu können. Aus 
teilhabetheoretischer Sicht erscheint es 
z.B. auch als durchaus fraglich, weshalb 
und wieso unterschiedliche Schulformen 
unterschiedliche Schulbezirke versorgen 
müssen. Beispiele solcher Art könnten 
noch viele weitere angeführt werden.
Freilich wird diese berechtigte An-

frage aus teilhabetheoretischer Sicht so-
gleich durch Fragen der Chancen- und 
Leistungsgerechtigkeit herausgefordert. 
So hat sich historisch durchaus logisch 
herausgebildet, dass z.B. Grundschulen –  
aus Teilhabegesichtspunkten – möglichst 
wohnortnah aufgestellt sein müssen, hin-
gegen Gymnasien, Fachschulen oder 
auch Förderschulen für besondere För-
derschwerpunkte – unter spezifischen 
Fördergesichtspunkten – einen weiteren 
Einzugsbereich abdecken müssen. Zu-
dem würde die Umsetzung entsprechen-
der Schulbauprogramme, um am Beispiel 
zu bleiben, auf Jahrzehnte Schulbaumittel 
binden, die für andere Zwecke, etwa die 
Teilhabe von körperlich beeinträchtigten 
Schülern an bestehenden Schulgebäu-
den, etwa für die Unterstützung von so-
zial entwicklungsgestörten Kindern und 
Jugendlichen durch Schulsozialarbeiter, 
usw., nicht mehr zur Verfügung stünden. 
Insofern verlangt die konkrete Umset-

zung von Ausgleichsversuchen zwischen 
Konzepten der Teilhabegerechtigkeit ei-
nerseits und der Leistungs- und Chan-
cengerechtigkeit andererseits immer ein 
verantwortungsethisches Abwägen von 
Zielparametern. Eine rein postulatorisch ge-
setzte Gesinnungsethik der Teilhabeorien-
tierung wird weder ihren eigenen Ansprü-
chen noch denen der Schüler noch denen 
des Schulsystems gerecht werden können. 
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